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Antrag der Fraktion der CDU nach § 76 Abs. 2 GOLT 
  
 
 
Die Fraktion der CDU hat mit Schreiben vom 11. April 2023 beantragt, folgenden Punkt gemäß § 76 
Abs. 2 GOLT auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung zu setzen: 
 

„Insolvenz der Schloss Engers Betriebs-GmbH und  
der Hambacher Schloss Betriebs-GmbH“. 

 
Begründung:  
Die Schloss Engers Betriebs-GmbH ist im Jahr 2000 als 100-prozentige Tochter der Stiftung Villa Mu-
sica gegründet worden. Im Jahr 2008 ist die Hambacher Schloss Betriebs-GmbH als Tochterunterneh-
men hinzugekommen. Die Stiftung Villa Musica ist eine Stiftung der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
mit Beteiligung des SWR.  
 
Der Direktoriumsvorsitzende der Stiftung Villa Musica hat in 2021 zusätzlich die Geschäftsführung 
der Betriebsgesellschaften übernommen. Aufgrund struktureller Probleme wurde die SSC Investments 
GmbH offensichtlich mit der Neuorganisation der Betriebsgesellschaften beauftragt. Insgesamt sollen 
mehr als 500.000 EUR an die Beraterfirma gezahlt worden sein. Im Juli 2022 wurde Insolvenz bean-
tragt. Wie mittlerweile bekannt geworden ist, ist ein staatsanwaltliches Ermittlungsverfahren anhängig.  
 
Wir bitten die Landesregierung um Berichterstattung. Insbesondere bitten wir, folgende Fragen zu be-
antworten:  
1.  Handelt es sich um ein bei Betriebsinsolvenzen routinemäßiges staatsanwaltliches Verfahren? Wenn 

nein, aus welchen Gründen hat die Staatsanwaltschaft die Ermittlungen aufgenommen?  
 
2.  Welche Leistungen hat die SSC Investments GmbH tatsächlich erbracht? Für welche Beratungsauf-

gaben wurde sie engagiert? Welches Beratungsportfolio bietet die Gesellschaft im Wirtschaftsleben 
an? Wie passen diese grds. Beratungsleistungen zu den Beratungserfordernissen der Betriebsgesell-
schaften?  
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3.  Wer hat den Beratungsauftrag an die SSC Investments GmbH vergeben? War der Stiftungsvorsit-

zende bzw. der Stiftungsvorstand an der Beauftragung beteiligt? Oder wurde die Beauftragung als 
Geschäft der laufenden Verwaltung dem Geschäftsführer alleine überlassen?  

 
4.  Für welche Jahre liegen bis dato keine Jahresabschlüsse vor? Wurde auch bei fehlenden Jahres-

abschlüssen Entlastung erteilt? Wie wirkt die Landesregierung auf eine zeitnahe Vorlage ordnungs-
gemäßer Jahresabschlüsse ein?  

 
5.  Welche Maßnahmen hat die Landesregierung als Stiftungsgründerin unternommen, um die Aufklä-

rung im staatsanwaltschaftlichen Verfahren zu unterstützen? 
 
 


